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Agenda

• Aufgaben der Datenschutz-Aufsichtsbehörde (DS-AB) 

• Wesentliche Befugnisse der DS-AB

• Das Recht der betroffenen Person auf Beschwerde bei einer DS-AB nach 

Art. 77 DS-GVO

• Einschreiten von Amts wegen z. B. Datenpannenmeldung

• EU-Grenzüberschreitende Sachverhalte 
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 2,14 Millionen Einwohner – Land Sachsen-Anhalt

 Sitz in Magdeburg

 37 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Behörde

 von 2021- August 2024 Vakanz in der Position der/des Landesbeauftragten

 Behörde mit einem DdG, sechs Referaten – Besonderheit: bislang keine ÖA

 Tätigkeitsberichte (Art. 59 DS-GVO); Tipp: Stiftung Datenschutz: 

https://datenschutzarchiv.org/dokumente/taetigkeitsberichte
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Landesbeauftragte für den Datenschutz des Landes 

Sachsen-Anhalt und für die Informationsfreiheit 

https://datenschutzarchiv.org/dokumente/taetigkeitsberichte


 Art. 51 Abs. 1 DS-GVO: (…) sieht vor, dass eine oder mehrere unabhängige Behörden für die 
Überwachung der Anwendung der Verordnung zuständig sind (…) Aufsichtsbehörde

 Art. 51 Abs. 2 DS-GVO: Jede Aufsichtsbehörde leistet einen Beitrag zur einheitlichen Anwendung 
dieser Verordnung in der gesamten Union. Zu diesem Zweck arbeiten die Aufsichtsbehörden 
untereinander sowie mit der Kommission gemäß Kapitel VII zusammen.

 „Unabhängigkeit der Kontrollstellen“ EuGH Urt. v. 09.03.2010 Az. C-518/07:

(…) müssen die für die Überwachung der Verarbeitung personenbezogener Daten im nichtöffentlichen 
Bereich zuständigen Kontrollstellen mit einer Unabhängigkeit ausgestattet sein, die es ihnen ermöglicht, ihre 
Aufgaben ohne äußere Einflussnahme wahrzunehmen.(…) Bereits die bloße Gefahr einer politischen 
Einflussnahme (…) reicht aus, um deren unabhängige Wahrnehmung ihrer Aufgaben zu beeinträchtigen.(…

 Zusammenschluss nicht-öffentlicher und öffentlicher Bereich – Rauslösung aus dem nachgeordneten 
Bereich des Ministeriums (anders: Bayern)

 Erfüllung der Aufgaben in völliger Unabhängigkeit und Weisungsfreiheit und stehen in keiner 
Behördenhierarchie

 Relative Unabhängigkeit?; Verbindlichkeit der Entscheidungen des EDSA (Europäischer 
Datenschutzausschuss)

 Ziel: einheitliches Datenschutzniveau
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Die „unabhängige“ Datenschutzaufsichtsbehörde



Aufgaben der LfD LSA

(Art. 57 DS-GVO, § 40 BDSG, § 23 DSAG LSA)

- Überwachung und Durchsetzung der DS-GVO

- Öffentlichkeit für die Risiken, Vorschriften, Garantien und Rechte im Zusammenhang mit der 
Verarbeitung  sensibilisieren und aufklären. Besondere Beachtung spez. Maßnahmen für Kinder

- Beratung von Legislative und Exekutive (Parlament, Landesregierung u.a.)

- Sensibilisierung der Verantwortlichen und Auftragsverarbeiter hinsichtlich ihrer Pflichten 

- Zurverfügungstellung von Informationen über Ausübung der Betroffenenrechte

- Durchführung von Untersuchungen 

- Beratung und Unterstützung der betrieblichen sowie behördlichen DSB 

(§ 40 Abs. 6 BDSG)

und Schaffung von/bzw. Teilnahme an Austauschplattformen, wie AK kommunaler DSB, ERFA-Kreis, etc.

- etc.
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Rechte und Pflichten des LfD LSA

(Art. 57 DS-GVO, § 40 BDSG, § 24 DSAG LSA)

§ 24 DSAG LSA

- Abs. 1 Pflicht anderer öff. Stellen zur Unterstützung der LfD

- Im Rahmen der Befugnisse

- Haben die Behörden und sonstigen öffentlichen Stellen jederzeit Zugang zu den Diensträumen, 

einschließlich Datenverarbeitungsanlagen und –geräte, sowie allen persbez. Daten und 

Informationen, die zur Erfüllung notwendig sind

- Abs. 3 rechtzeitige Anhörung der LfD bei der grundlegenden Planung des Landes zum 

Aufbau (…) von automatisierten Verfahren zur Verarbeitung von personenbezogenen Daten 

- (…) Er ist vor dem Erlass von Rechts- und Verwaltungsvorschriften, die den Umgang mit 

persbez Daten betreffen, zu hören.
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Exkurs: Aufgaben der BfDI 

(Art. 57 DS-GVO, §§ 8 ff. BDSG)

Bundesbeauftragte für den Datenschutz und Informationsfreiheit

Zuständigkeit nach § 9 BDSG: 

 Aufsicht über öffentlichen Stellen des Bundes 

 Aufsicht über Telekommunikationsdienstleister (Begriff: Bezug zu § 3 Nr. 61 TKG)

 Neue Zuständigkeiten aufgrund von nationaler Umsetzung der Digitalrechtsakte?!

 Diskussion um Bündelung der Datenschutzaufsicht im nichtöffentlichen Bereich

Aufgaben nach § 14 BDSG

 Beratung von Legislative und Exekutive (BTag, BRat, BReg u.a.)

 … (wie LfD)

 ….
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 Untersuchungsbefugnisse, Art. 58 Abs. 1 DS-GVO

 Abhilfebefugnisse, Art. 58 Abs. 2 DS-GVO

 Genehmigungsbefugnisse, Art. 58 Abs. 3 DS-GVO
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Welche Befugnisse hat die 

Datenschutzaufsichtsbehörde nach der DS-GVO?



Wesentliche Untersuchungsbefugnisse der DS-AB, 

Art. 58 Abs. 1 DS-GVO, § 40 Abs. 4, 5 BDSG

DS-AB kann

• Verantwortliche und Auftragsverarbeiter anweisen, alle Informationen bereitzustellen, 

die für die Aufgabenerfüllung erforderlich sind 

(z. B. zur Überprüfung der Nachweispflicht nach Art. 5 Abs. 2 DS-GVO),

• Anordnungen bzgl. der Datenverarbeitung treffen ( z. B. Löschung von Bildern im 

Netz),

• Datenschutzprüfungen durchführen,

• Zugang zu allen personenbezogenen Daten und notwendigen Informationen verlangen,

• Zugang zu Räumlichkeiten, DV-Anlagen und Geräten verlangen.
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 Beschwerde

 Presse

 Abgabe Staatsanwaltschaft

 Initiative Prüfung

 …
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Wie kommen die Fälle zur Aufsichtsbehörde?



Recht der betroffenen Person auf Beschwerde 

bei einer DS-AB nach Art. 77 DS-GVO

Art. 77 DS-GVO

(1) Jede betroffene Person hat unbeschadet (…) das Recht auf Beschwerde bei einer 

Aufsichtsbehörde (…), wenn die betroffene Person der Ansicht ist, dass die Verarbeitung 

der sie betreffenden personenbezogenen Daten gegen diese Verordnung verstößt.

(2) Die Aufsichtsbehörde, bei der die Beschwerde eingereicht wurde, unterrichtet den 

Beschwerdeführer über den Stand und die Ergebnisse der Beschwerde einschließlich der 

Möglichkeit eines gerichtlichen Rechtsbehelfs nach Artikel 78.

Art. 78 Abs. 2 DS-GVO: …innerhalb von drei Monaten; (S) Untätigkeitsklage gegen die DS-

AB vor dem Verwaltungsgericht
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Beispiel I :

Über das Beschwerdeformular kommt folgende Nachricht bei der LfD an: 

„Ich habe eine E-Mail von meinem Autohaus bekommen, ohne eine Einwilligung dazu erteilt 

zu haben. Darin wird erklärt, dass bei der  Auswertung der Inspektionsdaten festgestellt 

wurde, dass ich ausnahmslos Kurzstrecken fahre und mein Auto doch schon sehr alt ist. Ein 

E-Auto wäre für meine Nutzung optimal. Ich möge mir doch mal ein Angebot unterbreiten 

lassen. 

Mein Auskunftsverlangen gemäß Art. 15 DS-GVO von letzter Woche wurde nicht 

beantwortet. Außerdem steht der Name des Datenschutzbeauftragten nicht auf der 

Homepage des Autohauses.“
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Prüfung der Beschwerde - Zulässigkeit

Ist der Beschwerdeführer „betroffene Person“ nach  Art. 77 Abs. 1 DS-GVO?

Anforderung: Betroffene Person nach Art. 4 Nr. 1 DS-GVO + sie muss mit der 

streitgegenständlichen Datenverarbeitung in einem unmittelbaren Zusammenhang 

stehen und gerade durch diese identifizierbar sein.

hier ja. 

Andernfalls wird die Nachricht lediglich als „Eingabe“ behandelt und es erfolgt keine 

Unterrichtung nach Art. 77 Abs. 2 DS-GVO über den Stand der Bearbeitung.
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Prüfung der Beschwerde - Begründetheit

Wird durch die Beschwerde schlüssig ein Datenschutzverstoß dargelegt?

1.)  Bezgl. der Werbe-E-Mail

Nutzung der Kundendaten zu Werbezwecken: 

Direktwerbung ist ein berechtigtes Interesse (Art. 6 Abs. 1 lit. f DS-GVO), 

aber Abwägung: Der Auswertung des Fahrverhaltens stehen jedoch überwiegende 

Kundeninteressen entgegen (vgl. Nr. 1.3.2. OH Werbung der DSK). Eine Einwilligung 

nach Art. 6 Abs. 1 lit. a DS-GVO liegt nicht vor.

Dieser Vorwurf ist insoweit schlüssig. 
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Prüfung der Beschwerde - Begründetheit

Wird durch die Beschwerde schlüssig ein Datenschutzverstoß dargelegt?

2.) Bezgl. Auskunftsverlangen

Auskunft muss zwar „unverzüglich“ (ohne schuldhaftes Zögern) erfolgen nach

Art. 12 Abs. 3 DS-GVO. 

=> Verstoß aber nach wenigen Tagen bei längerer Kundenbeziehung regelmäßig 

noch nicht anzunehmen. Dieser Vorwurf ist (noch) nicht schlüssig. 

3.) Bezgl. Name des DSB

Name des DSB muss nicht veröffentlicht werden, nur Kontaktdaten, 

Art. 37 Abs. 7 DS-GVO. Dieser Vorwurf ist nicht schlüssig. 
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Eingangsbestätigung bzw. Hinweisen durch DS-AB 

Eingangsbestätigung erfolgt bei der LfD LSA mit den Hinweisen, dass 

o der Beschwerde nachgegangen wird hinsichtlich der Zusendung der

Werbe-E-Mail, 

o für das Auskunftsrechts eine Frist einzuräumen ist und ggf. erneute Information 

an DS-AB nach Fristablauf erbeten wird,

o nur Kontaktdaten des DSB veröffentlicht werden müssen.

Soweit ein Sachverhalt nicht schlüssig vorgetragen wird, wird die Beschwerde 

zurückgewiesen, ohne dass Verantwortliche beteiligt werden, 

ansonsten ergeht (regelmäßig) ein:
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Auskunftsersuchen an Verantwortlichen durch die DS-AB

nach Art. 58 Abs. 1 DS-GVO 

- Hinweis auf Zuständigkeit und Aufgabe der DS-AB im Hinblick auf die Beschwerde

- Kurze Darstellung der einschlägigen Sach- u. Rechtslage

- Fragen (z. B.): Welche Daten wurden zu Werbezwecken genutzt? Wurde 

Selektionsverfahren automatisiert durchgeführt? Sind weitere Kunden betroffen, wenn ja, 

wieviele? Welche konkreten Interessen wurden verfolgt? Wurden Interessen abgewogen, 

wenn ja wie? Wurde DSB beteiligt? Wird Verfahren immer noch durchgeführt?

- Art. 31 DS-GVO: Zusammenarbeit mit der Aufsichtsbehörde
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Auskunftsersuchen an Verantwortlichen durch die DS-AB 

- Wenn erforderlich, wird betrieblicher DSB von DS-AB konsultiert (vgl. Art. 39 Abs. 1 lit. e 

DS-GVO)

- Im ersten Auskunftsersuchen erfolgt Hinweis auf „Freiwilligkeit“ hinsichtlich der 

Beantwortung und, dass bei Nichtbeantwortung entspr. Anweisung (Art. 58 Abs. 1 lit. a DS-

GVO) geprüft wird.

- Hinweis auf Auskunftsverweigerungsrecht nach § 40 Abs. 4 Satz 2 BDSG, auf das sich der 

Auskunftspflichtige berufen muss, wenn er es geltend machen will. Auskünfte können auf 

Fragen verweigert werden, deren Beantwortung Auskunftspflichtige der Gefahr einer 

straf- oder bußgeldrechtlichen Verfolgung aussetzen.

Ggf. „Nichtverfolgungszusage“ durch Bußgeldreferat
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Wenn keine Auskunft erfolgt …

• Anhörung zum Erlass eines Auskunftsbescheides (§ 28 VwVfG) 

• danach Anweisung hinsichtlich Auskunft mit Rechtsbehelfsbelehrung, ggf. mit Anordnung 

der sofortigen Vollziehung 

• Anfechtung der Anweisung zur Auskunft und der Zwangsgeldfestsetzung durch Klage vor 

dem Verwaltungsgericht Magdeburg

• Wenn Anweisung Bestandskraft erlangt und immer noch keine Auskunft erfolgt:

➢ Zwangsvollstreckung: ein Zwangsgeld wird erst angedroht, dann festgesetzt, 

zunächst i. H. v. ca. 100 - 500 Euro pro nicht beantworteter Frage, dann mehr

➢ Zusätzlich ggf. Einl. Bußgeldverfahren wegen nicht erteilter Auskunft –

mangelnder Kooperation mit DS-AB

(Art. 83 Abs. 4 lit. a i. V. m. Art. 31 DS-GVO) 
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Abhilfebefugnisse der DS-AB, wenn sich Vorwurf bestätigt, 

Art. 58 Abs. 2 DS-GVO

Prüfung von Abhilfebefugnisse sind z. B.:

➢ Warnung, wenn beabsichtigte Verarbeitungsvorgänge voraussichtlich gegen DS-GVO 

verstoßen (lit. a)

➢ Verwarnung, wenn gegen die DS-GVO verstoßen wurde (lit. b) (gelbe Karte)

➢ Anweisung, Verarbeitung in Einklang mit der DS-GVO zu bringen (lit. c)

➢ Beschränkung oder Verbot der Verarbeitung (lit. f)

➢ Verlangen der Abberufung des bDSB (§ 40 Abs. 6 BDSG)

Im Beispiel I müsste für die durchgeführte Datenselektion zu Werbezwecken eine 

Verwarnung und/oder die Einleitung eines Bußgeldverfahrens geprüft werden.

04.02.2026 20



Zusätzlich oder anstelle der Maßnahme - Verhängung von 

Geldbußen, Art. 58 Abs. 2 lit. i i.V.m. Art. 83 DS-GVO

§ 41 BDSG Anwendung der Vorschriften über das Bußgeld- und Strafverfahren

(nicht wörtlich)

(1) Für Verstöße nach Art. 83 Abs. 4 bis 6 DS-GVO gelten, soweit dieses

Gesetz nichts anderes bestimmt, die Vorschriften des OWiG sinngemäß (…)

(2) Für Verfahren wegen eines Verstoßes nach Artikel 83 Abs. 4 bis 6 DS-GVO gelten, soweit 

dieses Gesetz nichts anderes bestimmt, die Vorschriften des OWiG und der allgemeinen 

Gesetze über das Strafverfahren, namentlich der StPO und des GVG, entsprechend. (…) .

(…) vorbehaltlich geeigneter Garantien einschließlich wirksamer gerichtl. 
Rechtsbehelfe und ordnungsgemäßer Verfahren (Art. 58 Abs. 5 Ds-GVO)

04.02.2026 21



Prüfung Verhängung von Geldbußen 

nach Art. 83 DS-GVO und BDSG u. OWiG 

Einleitung eines Bußgeldverfahrens zusätzlich zu oder anstelle von einer 

verwaltungsrechtlichen Anweisung (Einzelfallbetrachtung)

Kriterien für das „Ob“ der Verfahrenseinleitung nach Art. 83 Abs. 2 DS-GVO, EG 148

(Leitlinie wp 253 zu Art. 83 Abs. 2 DS-GVO)

o Dauer u. Schwere des Verstoßes,

o dessen Auswirkungen, 

o Verschuldensgrad des Verantwortlichen, 

o Kooperation mit Aufsichtsbehörde

o …

+ Ermessen nach § 47 Abs. 1 OWiG sinngemäß i.V.m. § 41 Abs. 1  BDSG
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Prüfung Verhängung von Geldbußen 

nach Art. 83 Abs. 1 und 2 DS-GVO

I. d. R. kein Bußgeldverfahren… 

o bei geringfügigem Verstoß (dann ggf. Verwarnung)  

o z. B. bei erstem, unabsichtlichem Verstoß eines Unternehmens, bei 

dem die Datenverarbeitung nur eine Nebentätigkeit ist

o z. B. wenn der Verstoß sofort nach Hinweis der DS-AB abgestellt wird 

(Beispiel: die mangelhafte Kennzeichnung einer ansonsten  

zulässigen  Videoüberwachung in einem Wohnblock wird innerhalb 

weniger Tage durch ordnungsgemäße Beschilderung beseitigt)

 Option: Verstoß wird umgehend ermittelt und abgestellt. Umfassende 

Unterlagen des Verantwortlichen arbeiten die Situation auf. Hier kann 

man, jeh nach Umständen des Einzelfalls, auch Prüfung ein halbes Jahr 

später ansetzen, statt Bußgeld
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Bemessung der Bußgeldhöhe  

Kriterien nach Art. 83 Abs. 2 DS-GVO,  EG 150 sowie Abs. 4 bzw. Abs. 5 

Weltweite Vorjahresumsatz d. Unternehmens bzw. Nettoeinkommen natürlicher 

Person 

Zugunsten wird nach Art. 83 Abs. 2 S. 2 DS-GVO gewertet:

o frühzeitiges Abstellen des Verstoßes (lit. c) (z.B. Auskünfte werden verspätet 

noch erteilt),

o Umfang frühzeitiger und aktiver Kooperation mit der AB (lit. f) zur Minimierung 

nachteiliger Auswirkungen des Verstoßes, z. B. damit AB  

Untersuchungen/Schutzmaßnahmen veranlassen kann,

o Nachtatverhalten -> Verbesserung der Datenschutzsicherheit,

o ggf. die Meldung eines (nicht nach Art. 33 DS-GVO meldepflichtigen)

Verstoßes, bevor eine Beschwerde bei der AB eingeht (lit. h) 
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Bemessung der Bußgeldhöhe- Leitlinie auf europäischer Ebene

Leitlinien des Europäischen Datenschutzausschusses (EDSA) zur 

Berechnung von Geldbußen nach Art. 83 DS-GVO („Guidelines 04/2022 “) nach 

Art. 70 Abs. 1 lit. k DS-GVO (Version 2.0) – Kohärenz bei den Mitgliedstaaten

1. Schritt: Konkurrenz ggf. mehrerer Taten bestimmen

2. Schritt: Bewertung Schwere der Tat + Vor-Jahresumsatzes zur Festlegung 

eines Ausgangswertes für weitere Berechnung der Geldbuße 

(x % von 2 % (Abs. 4) bzw. 4 % (Abs. 5) ). 

3. Schritt: Weitere mildernde und erschwerende Umstände berücksichtigen 

4. Schritt: Anpassung unter Berücksichtigung des gesetzl. Höchstbetrages 

5. Schritt: Weitere Anpassungen infolge besonderer Umstände des 

Einzelfalls möglich, um eine wirksame, abschreckende und

verhältnismäßige Geldbuße sicherstellen

Bußgeldrechner?
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Verhängung von Bußgeldern 

Art. 83 Abs. 4 lit. a  i.V.m.  Art. 32 DS-GVO 

TB LfDI Baden-Württemberg v. 8.2.2021, S. 61:  Verhängung Bußgeld i. 

H. v.

1,24 Mio. Euro  gegen Krankenkasse als öffentliche Stelle (§ 4 Abs. 1 

SGB V) nach Art. 83 Abs. 4 lit. a  i.V.m.  Art. 32 DS-GVO und Art. 83 Abs. 

5 lit. a  i.V.m.  Art. 6 DS-GVO

Mit Gewinnspielen der Krankenkasse in 2015 bis 2019 wurden Kontakt-

daten und Krankenkassenzugehörigkeit von Teilnehmern erhoben. Diese 

Daten seien ohne Einwilligung an die Vertriebsabteilung der 

Krankenkasse zur Neukundenakquise weitergegeben worden. So seien 

personenbezogene Daten von mehr als 500 Gewinnspielteilnehmern

ohne deren Einwilligung zu Werbezwecken verwendet worden. 
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Verhängung von Bußgeldern 

Art. 83 Abs. 4 lit. a  i. V. m.  Art. 33 DS-GVO 

MZ, Sachsen-Anhalt v. 26.01.2023: Verhängung Bußgeld i. H. v.

9 TEuro gegen das UKMD nach Art. 83 Abs. 4 lit. a  i. V. m.  Art. 33 DS-

GVO.  Eine Mitarbeiterin hatte unberechtigt auf EMA-Daten zugegriffen. 

Eine Datenpannenmeldung an den LfD erging deutlich verspätet und 

nicht innerhalb von 72 Stunden. 
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Weiterer (möglicher) Fortgang der Beschwerde

 Unterrichtung des Beschwerdeführers (BF) hinsichtlich des Standes bzw. 

Ergebnisses der Beschwerde

BF hat Klagemöglichkeit (Art. 78 DS-GVO)

- wegen Untätigkeit bzw. wenn DS-AB ihn nicht binnen 3 Monaten

über Sachstand informiert (Abs. 2)

- gegen Unterrichtung der DS-AB über Zulässigkeit bzw. Begründetheit 

der  Beschwerde und Ergreifen von Maßnahmen (Abs. 1) 

EuGH C-26/22 (Schufa): Petition? Nein! Voll gerichtlich überprüfbar! 

Kein Anspruch auf Ergreifen best. Maßnahmen, es sei denn

Ermessensreduzierung auf Null u.a. VG Ansbach, AN 14 K 19.00272
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Weiterer (möglicher) Fortgang der Beschwerde

 Erlass v. Maßnahmen /Anweisungen gegen den Verantwortlichen/ 

Auftragsverarbeiter – diese haben Klagemöglichkeiten 

(§§ 42 ff. VwGO)

Zusätzlich Prüfung der Geltendmachung von Kosten durch AB

i. H. v. 500 bis 15.000 Euro, wenn eine Maßnahme nach

Art. 58 Abs. 2 lit. b bis lit. g DS-GVO bestandskräftig ist

(z. B. Verwarnung, Verbot),

Rechtsgrundlage: VerwKostG LSA i. V. m. Nr. 25.2.1 AllGO;

Geltendmachung ist unabhängig von der Erhebung eines Bußgeldes

und einem vorherigen Zwangsgeld!

➢ Kosten sind abhängig vom Verwaltungsaufwand
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Weiterer (möglicher) Fortgang der Beschwerde

 Erlass eines Bußgeldbescheides gegen den Verantwortlichen/ 

Auftragsverarbeiter diese haben Einspruchsmöglichkeit 

(§§ 67 ff. OWiG i.V.m. § 41 BDSG)
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Beispiel II (mit Varianten):

Über Beschwerdeformular kommt folgende Nachricht bei der LfD an: 

Nachdem B ihren neuen Wohnsitz bei der Stadt S angemeldet hatte, erhielt sie 

vom Sachbearbeiter M des Einwohnmeldeamtes der S eine E-Mail … 

(E-Mail-Adresse hatte B der S nur zur Terminvereinbarung gegeben.)

o (Variante 1)… zur privaten Kontaktaufnahme. 

o (Variante 2)… mit dem Hinweis, dass die Anmeldung fehlerhaft war.  M 

wusste, dass er lt. Weisung der S nicht auf E-Mail-Adresse zugreifen durfte. 

o (Variante 3)… mit dem Hinweis, dass die Anmeldung fehlerhaft war. M ist 

sich nicht sicher, ob die Nutzung der E-Mail-Adresse nur der 

Terminvereinbarung diente. 
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Beispiel II – Variante 1:

Nachdem B … erhielt sie von dem Sachbearbeiter M der Stadt S eine E-Mail … 

zur privaten Kontaktaufnahme. (E-Mail-Adresse hatte B der S nur zur 

Terminvereinbarung gegeben.)

I.    Prüfung der Beschwerde 

1. Zulässigkeit ja, Frau B ist „betroffene Person“.

2. Begründetheit – schlüssiger Vorwurf gegen (hier) Art. 6 DS-GVO?

Verstoß durch die Stadt S? Ist S Verantwortliche i. S. d. Art. 4 Nr. 7 DS-GVO? 

S hat die E-Mail-Adresse erstmals erhoben nach Art. 6 Abs. 1 lit. a DS-GVO. Hat S 

(durch Herrn M) die E-Mail-Adresse außerhalb der Zweckbestimmung

verarbeitet?
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Beispiel II – Variante 1

Für Zurechnung stellt sich die Frage, 

ob bei verständiger Würdigung die Verarbeitung der jeweiligen unternehmerischen oder 

dienstlichen Tätigkeit zugerechnet werden kann (objektive Betrachtungsweise).

Verfolgt ein Beschäftigter eigene Zwecke, wird er dadurch selbst zum Verantwortlichen i.S.d. 

Art. 4 Nr. 7 DS-GVO (DSK, Entschließung v. 03.04.2019).

Ergebnis: 

Verantwortlicher ist der Sachbearbeiter M der Stadt S - persönlich! 

Verstöße gegen Art. 6 DS-GVO wegen des unerlaubten Erhebens der E-Mail-Adresse zur 

privaten Inanspruchnahme und wegen des E-Mail-Versands liegen vor.
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Beispiel II – Variante 1 –

Abhilfebefugnisse der AB beim Mitarbeiterexzess

I. Prüfung von Abhilfebefugnisse gegenüber Sachbearbeiter M: 

Verwarnung (Art. 58 Abs. 2 lit. b) oder Verhängung einer Geldbuße (nach Art. 58 Abs. 2 lit. 

i DS-GVO)

Ermessen, ob und wie hoch eine Geldbuße nach Art. 83 Abs. 1, 2 und 5 lit. a DS-GVO sowie 

§ 47 Abs. 1  OWiG i. V. m. § 41 BDSG, i .d. R. wenn  keine Geldbuße, nach § 7 DG LSA 

bereits Geldbuße seitens des Dienstherrn  (max. Höhe der monatl. Dienstbezüge) verhängt 

wurde.

Ansonsten: Höhe Geldbuße abhängig von den wirtschaftlichen Verhältnissen des M 

(Verhältnismäßigkeitsgrundsatz nach Art. 83 Abs. 1 DS-GVO).  

I. d. R. Geldbußen von 100 Euro bis 500 Euro je nach Intensität des Verstoßes. 
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Beispiel II – Variante 1 –

Abhilfebefugnisse der AB beim Mitarbeiterexzess

2.)    Prüfung von Abhilfebefugnisse gegenüber Stadt S: 

S ist zwar nicht Verantwortliche für den E-Mail-Versand durch M. 

ABER: Hat sie ausreichende Sicherheitsmaßnahmen (TOM) erlassen, um den Verstoß zu 

vermeiden, ggf. Beschränkung der Zugriffe auf Daten (Art. 32 Abs. 1 DS-GVO)?

Ggf:

➢ Anweisung, Verarbeitung in Einklang mit der DS-GVO zu bringen 

Verwarnung, wenn gegen die DS-GVO verstoßen wurde 
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Beispiel II – Variante 1 –

Abhilfebefugnisse der DS-AB ggü. öff. Stellen

➢ Geldbuße gegen eine Stadt? – Art. 83 Abs. 7 DS-GVO i. V. m.

§ 31  DSAG LSA - Anwendung der Vorschriften über das Bußgeld-und 

Strafverfahren

(1) Für Verstöße nach Art. 83 Abs. 4 bis 6 der VO (EU) 2016/679 gilt, soweit dieses 

Gesetz nichts anderes bestimmt, § 41 Abs. 1 S. 1 und 2 sowie Abs. 2 des 

Bundesdatenschutzgesetzes entsprechend.

(2) Geldbußen können durch den Landesbeauftragten für den Datenschutz 

gegenüber öffentlichen Stellen nicht verhängt werden. Satz 1 gilt nicht, soweit 

öffentliche Stellen als öffentlich-rechtliche Unternehmen am Wettbewerb 

teilnehmen.
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Beispiel II – Variante 1 –

Abhilfebefugnisse der DS-AB ggü öffentlichen Stellen

Geldbuße? – Art. 83 Abs. 7 DS-GVO 

Unbeschadet der Abhilfebefugnisse der Aufsichtsbehörden gem. Art. 58 Abs. 2 kann jeder 

Mitgliedstaat Vorschriften dafür festlegen, , ob und in welchem Umfang gegen Behörden und 

öffentl. Stellen, die in dem betreffenden Mitgliedstaat ansässig sind, Geldbußen verhängt 

werden können.

§ 31  DSAG LSA - Anwendung der Vorschriften über das Bußgeld-und Strafverfahren

(1) Für Verstöße …

(2) Geldbußen können durch den Landesbeauftragten für den Datenschutz gegenüber 

öffentlichen Stellen nicht verhängt werden. Satz 1 gilt nicht, soweit öffentliche Stellen als 

öffentlich-rechtliche Unternehmen am Wettbewerb teilnehmen.
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Beispiel II – Variante 2 + 3

Nachdem B … erhielt sie von dem Sachbearbeiter M der Stadt S eine E-Mail 

(Variante 2).…. mit dem Hinweis, dass die Anmeldung fehlerhaft war.  M wusste, dass er lt. 

Weisung der S nicht E-Mail-Adresse zugreifen durfte. 

(Variante 3).…. mit dem Hinweis, dass die Anmeldung fehlerhaft war. M ist sich nicht sicher, 

ob die Nutzung der E-Mail-Adresse nur der Termin-vereinbarung diente. 

(E-Mail-Adresse hatte B der S nur zur Terminvereinbarung gegeben.)
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Beispiel II – Variante 2 + 3

Abgrenzung:  Überschreitet der Beschäftigte „nur“ seine internen Befugnisse, handelt er 

nicht im Exzess, soweit dies objektiv zur Erfüllung seiner Aufgaben geschieht. 

(Variante 2) Hier verstößt M gegen die Weisung der S, so dass er der Zugriff und der 

Versand der E-Mail nicht mit der Erfüllung seiner Aufgaben vereinbar ist (also Verstoß wie bei 

Variante 1). Ggf. Motivation bei der Höhe der Zumessung der Geldbuße nach Art. 83 Abs. 1, 2 

lit. k DS-GVO i.V.m. Art. 29 DS-GVO relevant.

(Variante 3) Kein Mitarbeiterexzess; der Verstoß ist der Stadt S anzulasten, da sie keine 

TOM interne Richtlinien) eingerichtet hat. 

Denkbar: Abhilfebefugnisse gegenüber der S wegen Verstößen gegen Art. 32 Abs. 1 lit. b, 

Abs. 4 DS-GVO. Aber kein Bußgeld
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LfD ist auf einer Veranstaltung. Es wendet sich die Bürgerin X an die LfD und schildert folgenden 

Sachverhalt:

Ich habe Friedhofsverbot. Ich habe 5 Angehörige auf dem Friedhof liegen. Das Hausverbot hängt am 

Friedhof, am Eingang, im Glaskasten aus und zwar mit meiner Wohnadresse und vollem Namen. Ich 

habe nix getan. Die Richterin hat eine Entscheidung getroffen und ich soll nun zahlen, aber ich gehe 

lieber ins Gefängnis. Ich habe den Friedhofsmitarbeiter nur beleidigt und war nicht handgreiflich. 

Hintergrundinfo: X hat einen Gewaltschutzbeschluss vom Zivilgericht zugunsten des Mitarbeiters 

erhalten und darf sich ihm nicht nähern.

Was macht die LfD nun?
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Beispiel 3: Was meinen Sie?



Beispielsfall IV – grenzüberschreitende Beschwerde 

Beschwerde der B gegenüber der französischen Fa. X wegen eines Verstoßes nach 

Art. 13 ff. DS-GVO. Fa. X betreibt einen europaweiten Onlinehandel. Die Webseite 

kann in verschiedenen auswählbaren EU-Sprachen aufgerufen werden. 

1.) Selbst wenn die französischen DS-AB für Fa. X  nach Art. 55 DS-GVO zuständig 

ist, kann bei dem LfD LSA Beschwerde eingelegt werden, wenn B in LSA z.B. wohnt 

oder sich in LSA der mutmaßliche Verstoß zugetragen hat (Art. 77 Abs. 1 DS-GVO).  

2.) LfD LSA reicht die Beschwerde an die französischen AB weiter und die 

französischen AB muss sich bezüglich weiterer Maßnahmen mit sämtlichen 

europäischen AB abstimmen nach Art. 60 ff. DS-GVO. 
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Beispielsfall IV – grenzüberschreitende Beschwerde 

04.02.2026 42



Beispielsfall IV – grenzüberschreitende Beschwerde 
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Vorwurf: „Unterschiedliche Auslegung der DS-GVO durch die 

Aufsichtsbehörden“

Annährung der DE-Bundesländer und der DS-AB der Mitgliedstaaten

durch Entschließungen der DSK  (darunter auch Orientierungshilfen, 

Kurzpapiere sowie zahlreiche Beschlüsse, Positionspapiere) 

https://www.datenschutzkonferenz-online.de/

+ 

durch Leitlinien des EDSA (Europäischen Datenschutzausschusses)

https://european-union.europa.eu/institutions-law-budget/institutions-and-

bodies/search-all-eu-institutions-and- bodies/european-data-protection-

board-edpb_de

DSK + EDSA Papiere sind bindend für Aufsichtsbehörden!
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Aufgaben des EDSA, Art. 68 ff. DS-GVO

 Herausgabe von Leitlinien, Empfehlungen und Ermittlung bewährter 

Praktiken im Zusammenhang mit der Auslegung und Anwendung der DS-GVO,

 Beratung der EU-KOM in Fragen des Datenschutzfragen

 Verabschiedung von Stellungnahmen zur Gewährleistung einer kohärenten 

Anwendung der DS-GVO durch die nationalen AB, insb. bei Entscheidungen 

mit grenzüberschreitender Wirkung,

 Streitbeilegungsstelle im Streitfall zw.  nationalen AB bei der Durchsetzung 

grenzüberschreitender Fällen,

 Förderung der Entwicklung von Verhaltenskodizes und Einrichtung von 

Zertifizierungsmechanismen im Bereich des Datenschutzes, Förderung der 

Zusammenarbeit und des wirksamen Austauschs von Informationen und 

bewährten Verfahren zwischen den nationalen AB
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EDSA, Zentrale Anlaufstelle, 

Zusammenarbeit der DE- AB in EU-Angelegenheiten

Zusammenarbeit und Kohärenz - Kap. VII DS-GVO

Regelungen im BDSG 

§ 17 BDSG - Vertretung im Europäischen Datenschutzausschuss, zentrale 

Anlaufstelle – Rolle des BfDI

§ 18 BDSG - Verfahren der Zusammenarbeit desrAufsichtsbehörde des Bundes 

und der Länder – Abgabe gemeinsamen Standpunktes 

§ 19 BDSG – Zuständigkeiten der AB im Verfahren der Zusammenarbeit und 

Kohärenz 

Neue Verfahrensverordnung - Grenzüberschreitende Verfahren 
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 EU-KOM will die Zusammenarbeit zwischen den Aufsichtsbehörden bei der Durchsetzung der DS-

GVO in grenzüberschreitenden Fällen verbessern.

 Neue Verordnung mit Verfahrensvorschriften für die Behörden bei der Anwendung der DS-GVO

 Reibungslose Zusammenarbeit

 U.a. Anhörung der Betroffenen oder Straffung der Zusammenarbeit und Streitbeilegung; damit 

Verantwortliche nicht so spät im Verfahren Klarheit über die Bewertung der Aufsichtsbehörden 

erhalten

 17.11.2025: finale Verabschiedung des EU-Rates von Regeln zur besseren DSGVO-Durchsetzung

 Der aktuelle Ratsbeschluss bildet den Schlusspunkt des Gesetzgebungsverfahrens. 20 Tage nach 

Veröffentlichung tritt das in Kraft, und die Anwendbarkeit erfolgt 15 Monate danach.
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Verfahrensordnung der EU-Kommission



 Die Beschwerdezahlen in den Bundesländern sind insgesamt angestiegen

 Sachsen-Anhalt

 Ursachen für den Anstieg? u.a. mehr Bewusstsein für Rechte, Nutzung von KI, etc.
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Beschwerdezahlen in Sachsen-Anhalt 2024/2025

2024 2025

Eingabe/Kontrollanregung 68 117

Nationale Beschwerde 409 708

Unzuständigkeiten/Abgabe 92 288

gesamt 569 1.113



Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit 
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Unterlagen

Die Präsentation können Sie über den angegebenen QR-Code bzw. Link herunterladen. 

Der Download ist bis zum 00.00.2025 unter Link einfügen möglich.

Danach verlieren QR-Code und Link ihre Gültigkeit.

QR-Code

Kontaktdaten

Besucheradresse: Otto-von-Guericke-Str. 34a, 39104 Magdeburg

Postadresse: Postfach 1974, 39009 Magdeburg

Tel. 0391 81 80 3 - 0 

Fax: 0391 81 80 3 - 33

E-Mail: poststelle@lfd.sachsen-anhalt.de

Internet: https://datenschutz.sachsen-anhalt.de

https://informationsfreiheit.sachsen-anhalt.de

Social Media: https://social.sachsen-anhalt.de/@lfd_lsa

Dozentin / Dozent: Frau/Herr Max Mustermann, 0391 81 80 3 - 00, max.mustermann@lfd.sachsen-anhalt.de
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